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VORWORT

HIV/AIDS ist ein ernstes Problem für Gefängnispopulationen in ganz Europa und Zentralasien.

In den meisten Ländern liegt die HIV-Ansteckungsrate bei Gefangenen um ein Vielfaches höher als in der Allgemeinbevölkerung*(1). Die Situation wird in vielen Ländern noch durch hohe Hepatitis-C- und multiresistente Tuberkuloseraten verschlimmert. Meistens hängen hohe HIV-Ansteckungsraten - ob im Gefängnis oder außerhalb - mit einer gemeinsamen Nutzung von Spritzbestecken und mit ungeschützten sexuellen Kontakten zusammen. Die Mehrzahl der Länder hat keine ausreichenden Schutzmaßnahmen in den Gefängnissen eingeführt, obwohl erfolgreiche und effektive Erfahrungen in anderen Gefängnissysteme schon vorliegen. Dadurch werden die Menschen in Gefängnissen einem erhöhten HIV-Ansteckungsrisiko ausgesetzt, und diejenigen, die schon mit der Krankheit leben, leiden viel eher unter Gesundheitliche Folgeschäden, Superinfektion mit Hepatitis C und/oder TBC und einem frühen Tod.

Der Verzicht auf umfassende Programme, um HIV-Übertragungen in Gefängnissen zu reduzieren und die Gesundheit der schon Infizierten aufrechtzuerhalten, beruht zum Teil auf politischem Desinteresse oder einer abstinenzorientierten Politik, die Null-Toleranz gegenüber Drogen fordert und dabei die Null-Toleranz gegenüber HIV/AIDS vergisst; zum Teil beruht er auch auf einem Mangel an staatlichen Ressourcen, um die übergroße Not zu lindern. Manchmal liegt beides vor.

Bei dieser Krise der öffentlichen Gesundheit(Public Health) besteht dringender Aufmerksamkeits- und Handlungsbedarf seitens aller Regierungen.

Nationales sowie internationales Recht verpflichten die Regierungen moralisch und ethisch dazu, eine Ausbreitung von HIV/AIDS in den Gefängnissen zu verhindern, und eine angemessene Behandlung und anteilnehmende Unterstützung für die schon Infizierten bereit zu stellen. Was zu tun ist, liegt klar auf der Hand: viele Länder verfügen schon über effektive Strategien und Programme, die die Ausbreitung von HIV in Gefängnissen unterbinden und die Behandlung und Unterstützung für infizierte Gefangene bieten - diese müssen nur eine breitere Anwendung finden.

Menschen im Gefängnis haben das gleiche Recht auf eine unversehrte Gesundheit wie andere auch, und ihr Leben und Wohlbefinden berührt auf vielen Ebenen das Leben der Menschen außerhalb. Schützen wir die Gefangenen, so schützen wir die breitere Öffentlichkeit. Am Anfang der Kette steht der Schutz von Gefängnismitarbeitern, die auch ein Recht auf Schutz gegen HIV/AIDS, Hepatitis C und TBC haben, und deren Bedürfnisse in dieser Hinsicht vollkommen mit denen der Gefangenen übereinstimmen.

An die Vertreter der 55 Regierungen aus Europa und Zentralasien, die sich in dieser Woche in Dublin treffen, um im Kampf gegen HIV/AIDS „Grenzen zu überwinden“, richten wir diesen Appell: Beginnen Sie bei den Grenzen, die schon jetzt Ihrer Kontrolle unterliegen, den Grenzen, die bislang die Einführung von umfassenden HIV/AIDS-Programmen in Ihren Gefängnissen verhindert haben.

ZIEL

Diese Erklärung bietet die Rahmenbedingungen, um eine effektive Kampagne gegen HIV/AIDS in den Gefängnissen von Europa und Zentralasien zu starten. Die hier ausgeführten Prinzipien und Artikel beruhen auf den Erfahrungen bester internationaler Praxis, und wissenschaftlichen Ergebnissen, und auf den Grundrechten der Menschen in den Gefängnissen, sowie den Verpflichtungen der Staaten, diese Grundrechten zu respektieren. 

ERKLÄRUNG DER GRUNDPRINZIPIEN

1. Prinzip:    Menschen im Gefängnis sind Teil der menschlichen 

Gemeinschaft.

Menschen, die im Gefängnis sitzen, sind Väter und Mütter, Brüder und Schwestern, Söhne und Töchter, Großväter und Größmütter, Ehemänner und Ehefrauen, Geliebte, Partner und Freunde. Die Tatsache, daß sie eine zeitlang inhaftiert sind, ändert nichts an dieser Tatsache. Gefangene entstammen der Gemeinschaft, und die Allermeisten werden in die Gemeinschaft zurückkehren.

2. Prinzip:    Menschen im Gefängnis haben ein Recht auf Gesundheit

Dieses Recht wird verbürgt durch das internationale Recht sowie durch internationale Richtlinien, Regeln und Abkommen, z.B.: die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte;  den Internationalen Pakt über Wirtschaftliche, Soziale und Kulturelle Rechte (Artikel 12);  den Internationalen Pakt über Bürgerliche und Politische Rechte (Artikel 10.1);  die Allgemeinen Richtlinien für die Behandlung von Gefangenen (Richtlinien 5 und 9) der Vereinten Nationen;  und durch den Ministerkonferenz der Mitgliedstaaten zu ethischen und organisatorischen Aspekten der Gesundheitsfürsorge in Gefängnissen (Empfehlung 10) des Europarates. Darin eingeschlossen sind das Recht auf ärztliche Behandlung und Präventivmaßnahmen und das Recht auf eine ärztliche Fürsorge, die dem Standard in der sonstigen Gemeinschaft entspricht. Die Staaten sind verpflichtet, dieses Prinzip einzuhalten. Wer es nicht tut, verstößt sowohl gegen das internationale Recht sowie gegen die internationalen Richtlinien über die Behandlung von Gefangenen. 

3. Prinzip:    Gesundheit für Gefangene heißt Gesundheit für die 

Allgemeinheit.

Die überwältigende Mehrheit der Inhaftierten kehrt irgendwann in die Gemeinschaft zurück. Somit werden Krankheiten, die man sich im Gefängnis zugezogen hat oder die durch die Haftbedingungen verschlimmert wurden, bei der Entlassung zu einer Frage der öffentlichen Gesundheit. Regierungen, die die Gesundheitsversorgung von Gefangenen missachten, setzen einen Teil der öffentlichen Gesundheit aufs Spiel. Die HIV- und Hepatitis-C-Ausbreitung im Gefängnis zu reduzieren heißt daher, die Ausbreitung in der Allgemeinbevölkerung einzudämmen. Effektive TBC-Behandlungen im Gefängnis helfen, die Ausbreitung von multiresistenter TBC in den Haftanstalten und außerhalb einzudämmen.

4. Prinzip:    Schutz der Gesundheit und Schutz vor 

Krankheitsübertragungen bei Gefangenen bedeuten 

Gesundheitsschutz für das Gefängnispersonal.
Verbesserte Gesundheit bei den Inhaftierten und eine Reduktion der ansteckenden Krankheiten in den Vollzugsanstalten kommt dem Gefängnispersonal zugute. Erhöhte Fürsorge- und Präventionsstandards für die Gefangenen verbessern sofort die Arbeitsbedingungen der MitarbeiterInnen im Vollzug. 

5. Prinzip:    Sexualität und das Spritzen von Drogen kommen im Gefängnis 

vor. In vielen Anstalten sind sie weitverbreitet.

Erfahrungen in Europa und Zentralasien (und auch sonst in der Welt) zeigen, dass sexuelle Kontakte und das Spritzen von Drogen im Gefängnis existieren und oft weitverbreitet sind. Diesen Zustand müssen Regierungen offen anerkennen, und Handlungsstrategien entwickeln, um den Teufelskreis der Ansteckungen zu unterbrechen. Die Wirklichkeit leugnen, heißt dem Kampf gegen HIV/AIDS in den Gefängnissen zu behindern.

6. Prinzip:    Harm Reduction (Schadensbegrenzung), und nicht Null-

Toleranz, bietet die realistische Grundlage, um HIV/AIDS im 

Gefängnis zu bekämpfen und die Infizierten angemessen zu 

versorgen.

Es ist international nachgewiesen, dass sich HIV-Ansteckungen in Gefängnissen ausbreiten, - manchmal mit erschreckender Geschwindigkeit. Eine Politik der Null-Toleranz gegenüber Drogen schafft nur Hürden, die einer effektiven HIV/AIDS-Bekämpfung behindern. Die Kriminalisierung des Drogengebrauchs hat hohe Anteile von Süchtigen in den Gefängnispopulationen geschaffen. Viele Gefangene spritzen sich weiterhin regelmäßig oder gelegentlich während der Haft Drogen. Die Null-Toleranz-Einstellung gegenüber Drogen missachtet diese Wirklichkeit und führt zu Regelungen, die die Wahrscheinlichkeit von unsicheren Spritzpraktiken und von HIV-Übertragungen erhöhen. Um HIV/AIDS effektiv zu bekämpfen, müssen Gesundheitsrichtlinien auf der Basis von Harm Reduction (Schadensbegrenzung) entwickelt werden*(2).

7. Prinzip:   
HIV/AIDS in Gefängnissen bildet in vielen Ländern ein enormes 

Problem. Staaten müssen gemeinsam und kooperativ diese 

Epidemie bekämpfen.

HIV/AIDS  ist ein internationales Problem und verlangt nach internationalen Lösungen. Das Verhüten von HIV-Übertragungen im Gefängnis und die Gesundheitsversorgung für Häftlinge, die mit HIV/AIDS leben können sehr teuer werden. In diesem Kampf haben die reicheren Länder eine moralische Verpflichtung die ärmeren Ländern zu unterstützen.

8. Prinzip:  
Der Kampf gegen Hepatitis C in Gefängnissen ist genauso 

dringend wie der Kampf gegen HIV/AIDS. Er muss in alle 

Initiativen zur HIV/AIDS-Prävention und -Behandlung integriert 

werden.

Die Ansteckung mit Hepatitis C erfolgt größtenteils durch unsauberen Spritzpraktiken. Haftanstalten in anderen Ländern melden eine weitaus höhere Ansteckungsrate mit Hepatitis C als in der Allgemeinbevölkerung üblich. Viele Häftlinge, die mit HIV/AIDS leben sind zusätzlich mit Hepatitis C infiziert. Der Kampf gegen Hepatitis C im Gefängnis muss daher im Kern mit dem Kampf gegen HIV/AIDS verbunden werden. Die Rechte und Prinzipien, die in dieser Erklärung niedergelegt wurden beziehen sich im gleichen Maße auf das Problem von Hepatitis C. Staatliche Maßnahmen, die den Kampf gegen HIV  und die Fürsorge für die Infizierten betreffen, müssen Maßnahmen zur Bekämpfung von Hepatitis C integrieren.

AKTIONSRAHMEN

Artikel 1:    
Gefangene haben das Recht, sich gegen HIV-Ansteckung zu 

schützen. HIV/AIDS-Infizierte haben das Recht, sich vor Re-Infektion oder Ko-infektion mit Hepatitis C/TBC zu schützen.

Daher haben Staaten die Verantwortung

· Sicherzustellen, dass HIV-Präventionsmaßnahmen für die Allgemeinbevölkerung auch in den Gefängnissen zugänglich sind, einschließlich, aber nicht beschränkt auf: freien Zugang zu sterilen Spritzbestecken; Kondomen und anderem Safer-Sex-Material; Bleich- und Desinfektionsmitteln und sauberen Tätowierbestecken.

· Freien Zugang zu Methadon und anderen Substitutionsbehandlungen in Ländern zu ermöglichen, wo dies auch der Allgemeinbevölkerung zugänglich ist. Die Freiheit muss geboten werden, dass schon substituierte Süchtige in der Haft weiter behandelt werden können, sowie während der Haft Zugang zu einem Substitutionsprogramm finden können. Länder, die die Substitutionsbehandlung noch nicht legalisiert oder eingeführt haben, sollten dies nachholen.

· Zugang zu Harm-Reduction-Maßnahmen zu ermöglichen, bei gleichzeitiger Wahrung der Schweigepflicht und ohne Diskriminierung.

· Zuverlässige und verständliche Information über die richtige Anwendung von Sicherheitsmaßnahmen effektiv mitzuteilen.

· Während der Haft rechtzeitige und effektive Maßnahmen gegen TBC zu ergreifen, und nach der Entlassung für eine gesicherte Nachbehandlung zu sorgen.

Artikel 2:   
Häftlinge mit HIV/AIDS haben das Recht, ihre Gesundheit zu 

erhalten und zu verbessern.

Daher haben Staaten die Verantwortung

· Freien Zugang zu HIV/AIDS-Behandlungsmöglichkeiten, die dem landesüblichen Standard entsprechen, zu garantieren. Darin sollten antiretrovirale Medikamente, angemessene Ernährung, gesundheitsfördernde Angebote und eine ausreichende Schmerzbehandlung enthalten sein.

· Gefangenen den Zugang zu neuen und alternativen oder experimentellen Therapiemöglichkeiten, wie sie landesüblich vorhanden sind, zu gewähren.

· Gute gynäkologische Versorgung und Geburtshilfe für HIV-positive schwangere Häftlinge anzubieten, einschließlich einer kontinuierlichen antiretroviralen Therapie und einer durchgehenden Prophylaxe für das Kind während und nach der Entbindung, um eine perinatale Mitansteckung zu verhindern.

· Eine ausreichende Besetzung mit medizinisch qualifiziertem Personal in den Gefängnissen zu gewährleisten.

· STI-Behandlung als Bestandteil einer umfassenden HIV-Versorgung mit einzubeziehen.

· Haftbedingungen (Überbelegung, schlechte Wohn- und Hygienebedingungen, Licht- und Luftmangel), die die Menschen mit geschwächtem Immunsystem negativ beeinflüssen können, zu verbessern.

· Für nichtstaatliche Organisationen und weitere medizinische Instanzen, die mit Behandlung, Fürsorge und Unterstützung befasst sind, Zugangsmöglichkeiten zu garantieren

Artikel 3:   
Gefangene haben das Recht, ihren HIV-Status vertraulich

behandeln zu lassen.

Daher haben Staaten die Verantwortung

· Für die medizinischen Unterlagen von Häftlingen Datenschutz und Vertraulichkeit zu gewährleisten.

· Keine gesonderte Einteilungen, Unterbringungen, Behandlungsweisen oder besondere Markierungen der Akten vorzunehmen, die die Vertraulichkeit des HIV-Status beeinträchtigen könnten.

Artikel 4:   
Gefangene haben das Recht, Behandlungen oder Therapien

zuzustimmen oder abzulehnen, einschließlich das Recht, 

ausreichend darüber informiert zu werden.

Daher haben Staaten die Verantwortung

· Keine Zwangsbehandlungen an HIV/AIDS-infizierten Häftlingen vorzunehmen.

· Zuverlässige Information über Behandlungsmöglichkeiten zur Verfügung zu stellen, um eine sinnvolle Auswahl zu ermöglichen.

Artikel 5:   
Gefangene haben das Recht auf freiwillige, vertrauliche HIV-

Tests, und auf Beratung vor und nach dem Test. Gefangene 

haben das Recht auf Aufklärung, bevor sie in einen Test 

einwilligen, und das Recht, einen Test abzulehnen.

Daher haben Staaten die Verantwortung

· Keine Zwangstests auf HIV bei Gefangenen vorzunehmen.

· Zugang zu freiwilligen und vertraulichen HIV-Tests für Häftlinge zu garantieren.

· Ausreichende Aufklärung vor und nach einem Test zu gewährleisten.

· In Ländern, wo dies zur landesüblichen Praxis gehört, anonyme HIV-Tests zur Verfügung zu stellen.

Artikel 6:   
Gefangene, die mit HIV/AIDS leben, haben das Recht, ohne 

Stigmatisierung, Diskriminierung und Gewalt zu leben.

Daher haben Staaten die Verantwortung

· Keine unfreiwillige Trennung oder Isolierung von infizierten Gefangenen aus der Gefängnisgemeinschaft wegen deren HIV-Status vorzunehmen.

· Wegen dem HIV-Status keinen Ausschluss von Gefängnisprogrammen, Arbeiten oder Freizeitaktivitäten vorzunehmen.

· Informationsdefizite bei Häftlingen und Personal auszugleichen.

· Gegen AIDS-Phobie bei Häftlingen und Personal vorzugehen.

· Für das gesamte Gefängnispersonal regelmäßige Fortbildungen über die Übertragungswegen ansteckender Krankheiten und über den Drogengebrauch zu veranstalten, und dabei neueste Erkenntnisse zu berücksichtigen.

Artikel 7:      Gefangene haben das Recht auf zuverlässige, wertneutrale und 

leicht zugängliche Information über HIV/AIDS.

Daher haben Staaten die Verantwortung
· Solche Information in verschiedenen Formen (z.B. Kursteilnahme) regelmäßig zur Verfügung zu stellen.

· HIV-Prävention als Teilbereich innerhalb eines umfassenden STI-Präventionsprogrammes anzusprechen.

· Nichtstaatlichen Organisationen und medizinischem Fachpersonal Zugang zu gewähren, um Informationskurse zu ermöglichen.

· Informationsaustausch im Selbsthilfeverfahren unter den Gefangenen zu unterstützen.

Artikel 8:    
Gefängnispopulationen haben ein Recht auf die Achtung ihrer 

Unterschiedlichkeit bei der Art und Einrichtung von HIV/AIDS-

Services.

Daher haben Staaten die Verantwortung

· HIV/AIDS-Services und -Programme anzubieten, die die Unterschiede in Bezug auf Geschlecht, Alter, Herkunft oder Rasse, Sprache, sexuelle Ausrichtung oder Geschlechtsidentität berücksichtigen.

Artikel 9:    
Gefängnisinsassen, Personal und nichtstaatliche 

Organisationen sollten Mitspracherecht bei der Einrichtung von 

HIV/AIDS-Programmen haben.

Daher haben Staaten die Verantwortung
· Strukturen einzurichten, die ein sinnvolles Mitspracherecht für Häftlinge, Personal und nichtstaatliche Organisationen bezüglich Inhalt, Aufbau und Durchführung von HIV/AIDS-Programmen ermöglichen.

· Informationsaustausch und gegenseitige Unterstützung im Selbsthilfeverfahren durch die Gefangenen zu unterstützen.

· Die Nachhaltigkeit von kurzfristigen nichtstaatlichen Interventionen durch Integration in Gefängnisprogramme zu sichern.

Artikel 10:    Gefangene mit HIV/AIDS haben das Recht auf eine 

durchgehende gesundheitliche Versorgung während und nach 

der Entlassung.

Daher haben Staaten die Verantwortung

· Einen funktionierenden Transfer zwischen den Gefängnissen und dem öffentlichen Gesundheitssystem in Bezug auf Behandlung, Substitution und Harm-Reduction-Angebote einzurichten.

· Das öffentliche Gesundheitswesen umfassend mit Ressourcen auszustatten, so dass eine nahtlose Betreuung für entlassene Häftlinge gewährleistet ist.

Artikel 11:   
Reichere Länder haben die Verpflichtung, ärmere Länder bei der Bereitstellung von HIV-Präventions- und Behandlungsmöglichkeiten für Gefangene zu unterstützen.

Daher haben reichere Staaten die Verantwortung

· Bezahlbare HIV-Behandlungsmaßnahmen und Therapien, Harm-Reduction-Maßnahmen und Fachkenntnisse den Ländern mit weniger Ressourcen und schwächerer öffentlicher medizinischer Infrastruktur zur Verfügung zu stellen, einschließlich der Möglichkeit, HIV-Generika zu entwickeln.

Fußnoten:

(1) S. 2 

Studien in verschiedenen west- und osteuropäischen Ländern sowie in Zentralasien belegten HIV-Ansteckungsraten unter Häftlingen zwischen 0 - 17%.

(2) S. 4

Harm Reduction (Schadensreduzierung) ist ein ganzer Katalog von strategischen Maßnahmen, um die negativen Folgewirkungen des Drogengebrauchs abzumildern. Diese reichen vom Safer Use über kontrollierten Gebrauch bis zur Abstinenz. Harm Reduction beinhaltet Versorgung mit sterilen Spritzbestecken und Desinfektionsmitteln, um das Mitbenutzen von verunreinigten Bestecken zu verhindern, sowie das Anbieten von Suchtbehandlungsmöglichkeiten, einschließlich Substitution z.B. mit Methadon. Harm Reduction geht davon aus, daß legale und illegale Drogen wohl oder übel zu unserer Welt gehören, und wählt die Schadensminderung vor dem Ignorieren oder Verurteilen. Harm Reduction versteht Drogengebrauch als ein komplexes vielschichtiges Phänomen, das ein ganzes Verhaltenskontinuum vom extremen Mißbrauch bis zur völligen Abstinenz beinhaltet. Aus dieser Sicht sind logischerweise manche Formen des Gebrauchs weniger schädlich als andere. Harm Reduction-Strategien gehen auf den Drogenkonsumenten zu, sie beschäftigen sich nicht nur mit den Drogen, sondern mit den Umständen des Gebrauchs. Sie verlangen wertneutrale, freiwillige Zugangsmöglichkeiten zu Dienstleistungen und Ressourcen für die Menschen, die Drogen nehmen sowie für die Gemeinden in denen sie leben, mit dem ziel, Folgeschäden zu reduzieren. Diese Definition wurde von der Harm Reduction Coalition, www.harmreduction.org leicht verändert übernommen.
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